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Beschluss im Umlaufverfahren des Studierendenparlaments (SP) vom 12. Juli 
2025 sowie Bekanntmachung des Beschlussergebnisses vom 17. Juli 2025 - 
Beanstandung Anpassung des Gehalts der Mitglieder des AStA 
 
 
Sehr geehrter SP-Vorsitz, 
lieber Nils, lieber Pascal, 
 
das initiierte Umlaufverfahren respektive das Beschlussergebnis zur Anpassung der 
Gehälter der Mitglieder des Allgemeinen Studierendenausschusses (AStA) der FernUni-
versität in Hagen ist rechtsfehlerhaft und deshalb zu beanstanden.  
 
Rein vorsorglich weise ich darauf hin, dass meiner Beanstandung gemäß § 55 Abs. 3 
HSG NRW i.V.m. § 15 der Satzung der Studierendenschaft der FernUniversität in Hagen 
aufschiebende Wirkung zukommt.  
 
Begründung:   
 
Meine Beanstandung stützt sich auf eine eindeutige Auslegung der maßgeblichen Sat-
zungsnorm, welche die Antragsbefugnis in dieser Angelegenheit regelt. 
 
Gemäß § 50 der Satzung der Studierendenschaft der FernUniversität in Hagen vom 20. 
Oktober 2018 (Amtliche Mitteilungen der FernUniversität in Hagen Nr. 06/2019 vom 02. 
Mai 2019) ist die Antragsbefugnis zur Festsetzung der Höhe der Vergütung der AStA-
Mitglieder ausschließlich dem AStA-Vorsitzenden vorbehalten.  
 
Dort heißt es unzweideutig: "Die Höhe der Vergütung beschließt das Studierendenpar-
lament auf Antrag des/der AStA-Vorsitzenden mit der Mehrheit seiner Mitglieder." 
 
 
 

 
 
An die Vorsitzenden  
des Studierendenparlaments der  
FernUniversität in Hagen 
-Nils Roschin / Pascal Hesse- 
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Aus dieser klaren und abschließenden Regelung ergibt sich, dass nur der AStA-Vorsit-
zende berechtigt ist, einen entsprechenden Antrag zur Vergütungshöhe zu stellen. Eine 
anderweitige Antragsberechtigung ist in der Satzung nicht vorgesehen. 
 
Daraus folgt, dass sowohl der Antragsteller des besagten Umlaufbeschlusses, nament-
lich Herr Andreas Konopka als Mitglied des Studierendenparlaments, als auch die ge-
samte inhaltliche Gestaltung des Beschlusses sowie sämtliche aus diesem Prozess re-
sultierenden Maßnahmen und Feststellungen des SP-Vorsitzes rechtswidrig sind.  
 
Die Handlungen stehen im Widerspruch zu der verbindlichen satzungsrechtlichen Rege-
lung und sind somit nichtig. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
   
Michael Krämer   
AStA-Vorsitzender  
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